Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— = Nr 16. 


(Nr. 7621.) Geſetz, betreffend die Gerichtskoſten im Bezirke des Appellationsgerichts zu 
Wiesbaden. Vom 7. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, Behufs Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Auguſt 1867. (Geſetz-Samml. S. 1399.), betreffend den Anſatz 
und die Erhebung der Gerichtskoſten und der Gebühren der Notare und Rechts⸗ 
anwalte in dem vormaligen Herzogthum Naſſau und den vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheilen, mit Ausſchluß des Oberamtsbezirks Meiſenheim, mit 
Zustimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 


Zu F. 11. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 
Die unter 4. Buchſtabe k. enthaltene Beſtimmung bleibt außer Anwendung. 


Artikel II. 
Statt F. 15. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 
Jede Koſtenforderung giebt einen Titel zum Pfandrecht auf die dem 


Schuldner gehörigen Immobilien. Derſelbe wird einem ſolchen gleichgeachtet, 
welcher durch rechtskräftiges Urtheil feſtgeſtellt iſt. 


Artikel III. 
Statt Artikel 8. des Geſetzes vom 9. Mai 1854, 
O. Wenn auf kontradiktoriſche Verhandlung erkannt iſt, fo wird der 
Satz zu A. (Art. 7. des Geſetzes vom 9. Mai 1854.) doppelt erhoben. 


In den nach $$. 37. und 87. der Verordnung vom 24. Juni 1867. 
(Geſetz-Samml. S. 885.) zu verhandelnden Arreſt⸗, Bau-, Mieths⸗ Poſſeſſorien⸗ 
und Wechſelſachen wird jedoch der Satz unter A. (Art. 7. des Geſetzes vom 

9. Mai 1854.) nur um die Hälfte erhöht, ebenſo in allen Prozeßſachen, welche 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. März 1870. 


a 


vor die Einzelrichter gehören, wenn in erſter Inſtanz auf kontradiktoriſche Ver⸗ 


handlung erkannt oder in höherer Inſtanz der Rekurs eingewendet und erſt nach 
Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolgt iſt. 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarifs. 


Der gleiche Satz kommt in den hier beſonders benannten Arten des Ver⸗ 
fahrens auch dann zur Anwendung, wenn daſſelbe nicht als ein prozeßrichterliches 
behandelt wird und, unter derſelben Vorausſetzung, auch in dem Verfahren auf 
Verſchollenheits⸗, Wahnſinnigkeits⸗, Blödſinnigkeits⸗ und Prodigalitäts⸗Erklärung. 


Artikel V. 
Statt $. 8. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


B. Für die Eröffnung des Konkursverfahrens in den unter Nummer 1. 
bis 3. in 5 52. der Verordnung vom 28. September 1859. (Naſſauiſches Ver⸗ 
ordnungsblatt S. 182.) bezeichneten Fällen ſind beſondere Koſten nicht zu erheben. 

ür das im F. 54. a. a. O. bezeichnete Verfahren wegen vermutheter 
Ueberſchuldung des Vermögens wird der Satz Artikel 5. A. des Geſetzes vom 
9. Mai 1854. erhoben. 
Dias Koſtenobjekt iſt in dieſem Falle als unſchätzbar anzunehmen. 

Wenn der Schuldner ſeine Zahlungsfähigkeit nachweiſt oder das Konkurs⸗ 
Erkenntniß in zweiter Inſtanz aufgehoben wird, ſo ſind die Koſten des Verfahrens 
niederzuſchlagen. 

Artikel VI. 
Statt §. 9. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


1) Wenn Immobilien im Wege der Hülfsvollſtreckung gepfändet worden 
ſind, fo werden, außer den in $. 12. Ziff. 1. der Verordnung vom 30. Au uſt 
1867. verordneten Sätzen für den Erlaß des Pfändungsdekrets, weitere Koſten 
für die Vollziehung der Pfändung von Immobilien und die richterliche Ver⸗ 
fügung, welche in Bezug auf dieſelben weitere Zwangsmaaßregeln anordnet ($. 12. 
Ziff. 2. und 4. a. a. O.), nicht erhoben. 


2) Wenn die Verſteigerung der gepfändeten Immobilien durch einen Kom⸗ 


miſſar des Amtsgerichts ſtattfindek, fo werden erhoben: 


A. für das Verſteigerungsverfahren, ausſchließlich der richterlichen Genehmi⸗ 
gung des Verkaufs, 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 15 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 20 Sgr., 
6) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 222 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 10 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 15 Sgr., 
f) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 500 Rthlrn.: 18 Rthlr., 
8) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rthlrn.: 13 Rthlr. 
B. Wenn 
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3. Wenn das Verfahren vor Abhaltung des erſten Steigerungstermins, 
jedoch nach Abgang der Publikations⸗Ausſchreiben zu demſelben auf⸗ 
gehoben wird, ½ der vorſtehend zu A. beſtimmten Sätze. 


C. Für den nach Abhaltung der beiden erſten Steigerungstermine anberaumten 
dritten Steigerungstermin, wenn die darauf Bezug habenden Publikations⸗ 
Ausſchreiben zum Abgang befördert worden ſind, gleichviel, ob der 
Termin wirklich abgehalten worden iſt oder nicht: die Hälfte der unter 
A. beſtimmten Sätze. 


D. Für die richterliche Genehmigung des Zuſchlages: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 4 Sgr., 
p) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 1 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 10,000 Rthlr. von je 200 Rthlrn.: 
74 Sgr. 


Neben dieſen Sätzen wird noch der Betrag des nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Stempelgeſetzes zu berechnenden Werthſtempels er⸗ 


hoben. f 

Die richterliche Verfügung, durch welche der Zuſchlag verſagt 
wird, ergeht ih mag die Verſteigerung der gepfändeten Immobi⸗ 
lien durch den Richter oder durch den Bürgermeiſter bewirkt wor⸗ 
den ſein. 


E. Die Sätze zu A. ſind nach der Summe des Werths der Gegenſtände, 
deren Verſteigerung verfügt worden, die Sätze zu C. nach der Summe 
des Werths der Gegenſtände, zu deren Verſteigerung ein dritter Termin 
anberaumt worden, in Anſatz zu bringen. Der Werth kommt, ſoweit 
der Verkauf genehmigt wird, nach dem Meiſtgebote, ſoweit derſelbe aber 
nicht genehmigt wird, desgleichen bei Anwendung des Satzes zu B., nach 
der Taxe in e Erreicht das Meiſtgebot nicht zwei Drittel des Tax⸗ 
werthes, fo iſt der letztere Betrag — zwei Drittel des Taxwerthes — bei 
Berechnung der Sätze zu A. und C. zum Grunde zu legen. Soweit 
in dem letzteren Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der Maſſe 
vorweg zu fer der 5500 Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Koſten 
unzureichend iſt, bleibt der Käufer für den überſchießenden Betrag der⸗ 

ſelben verhaftet. 


F. Die Sätze zu D. ſind nach der Summe der genehmigten, in den ver 
ſchiedenen Verſteigerungsterminen ($$. 62. 63. und 73. des Naſſauiſchen 
Geſetzes vom 10. Juli 1851.) abgegebenen Meiſtgebote zu berechnen. 


3) Wenn die Verſteigerung der gepfändeten Immobilien durch den Bürger⸗ 
meiſter der Gemeinde bewirkt worden iſt, ſo wird für die richterliche Genehmi⸗ 
ung des Zuſchlages der Satz zu 2. D., unter Anwendung der übrigen bezüg⸗ 
ichen Beſtimmungen unter 2. D. und F., erhoben. 
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Artikel VII. . 
Zu $. 10. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Außerdem werden erhoben von dem zur Berichtigung der Forderungen 
nn erforderlichen Betrage des Erlöſes der Grund» 
ücke: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 8 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 23 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 15 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn.: 72 Sgr. 


Statt $. 10. Nr. 5. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Für die Anmeldung und Liquideerkennung der im Liquidationstermine als 
richtig zugeſtandenen Anſprüche ſind keine Koſten zu berechnen. 

N Für die Erörterung der Richtigkeit der angemeldeten und beſtrittenen An⸗ 
ſprüche (Liquidationsklagen) und der Anträge auf Abänderung des Lokations⸗ 
urtheils (Prioritätsklagen) kommen die Koſten wie in gewöhnlichen Prozeſſen 
zur Erhebung. 

Bei Prioritätsklagen iſt der Streitgegenſtand nach dem Betrage der For- 
derung, deren Vorzugsrecht angefochten wird, oder bei geringerer Höhe der 
Forderung, für welche das Vorzugsrecht beanſprucht wird, nach dem Betrage 
der letzteren zu beſtimmen. Ueberſteigt der Werth der hiernach in Betracht kom— 
menden Forderung die Summe von 60 Rthlrn, ſo iſt der Streitgegenſtand als 
unſchätzbar anzunehmen. N 


Statt $. 10. Nr. 7. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Für die Verſteigerung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien kommen 
die Koſtenſätze in Artikel VI. Ziff. 2. oder 3. in Anwendung. 
b Wenn während des Verfahrens auf Zwangsverſteigerung von Immobi⸗ 
lien über das Vermögen des Eigenthümers der Konkurs eröffnet wird, ſo ſind 
die Koſten für das vorangegangene und für das im Konkurſe zu erneuernde 
ee zuſammengenommen nur im einmaligen Betrage zu 
erheben. 8 8 

War jedoch in dem vorgängigen Verſteigerungsverfahren ſchon der zweite 
Verſteigerungstermin erfolglos abgehalten, ſo iſt, außer den vollen Sätzen für 
das Vorverfahren, für das erneute Verſteigerungsverfahren im Konkurſe die 
Hälfte der Sätze zu 2. A. zu erheben. 


Artikel VIII. 
Zu $. 12. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Für das Verfahren wegen Abnahme des Manifeſtationseides oder Voll⸗ 


zugs des auf eine Pfandklage ergangenen obſieglichen Erkenntniſſes wird der im 
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6. 12. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. bezeichnete Koſtenſatz 
i gleichfalls erhoben. a 


Zu F. 12. Nr. 3. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Der im $. 12. Nr. 3. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. be⸗ 
ſtimmte Koſtenanſatz wird ferner erhoben: für die von dem Gerichtsvollzieher 
bewirkte Herausgabe einer beweglichen oder Einräumung einer unbeweglichen 
Sache, ferner für das Verfahren, welches bezweckt, den unterliegenden Theil zur 
Unterlaſſung oder Vornahme einer Handlung zu nöthigen, wenn dem dieſerhalb 
ergehenden richterlichen Strafbefehl nicht innerhalb der beſtimmten Friſt genügt 
worden iſt. 

Artikel IX. 
Zu $. 16. des Tarifs. 


Für die von den Gerichten in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Landestheilen und in dem früheren Landgräflichen Amte Homburg zu ertheilende 
Beſtätigung und Ausfertigung eines Aktes, wenn derſelbe nicht bei dem für 
die Beſtätigung zuſtändigen Gericht ſelbſt aufgenommen und die Beſtätigung 
nicht zum Zwecke einer beantragten Eintragung bei dem Grund⸗, Hypotheken- oder 
Kontraktenbuche nachgeſucht worden iſt — vergl. Artikel XII. F. 1. und 2. — 
werden die Sätze in F. 16. des Tarifs zur Hälfte erhoben. 


Artikel X. 
Zu F. 20. des Tarifs. 


Die Protokollirung der Viehhändel bei den Marktämtern iſt Eoftenftei; 
für die zu ertheilenden Protokollauszüge, Abſchriften oder Marktſcheine werden, 
1 5 dem zu den Marktſcheinen geſetzlich erforderlichen Stempel, 5 Silbergroſchen 
entrichtet. 


Artikel XI. 
Statt $. 13. G. 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


G. 1. Für die gerichtliche Verfügung, durch welche eine freiwillige Ver⸗ 
ſteigerung von Immobilien geſtattet oder dem Bürgermeiſter der Gemeinde auf⸗ 
getragen wird, iſt die Hälfte des im $. 16. des Tarifs beſtimmten Satzes zu 
erheben. 5 € 


Artikel XII. 
Statt $. 14. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


III. In Stockbuchs⸗ und Hypothekenſachen werden erhoben: 
N A. Für das Ab⸗ und Zuſchreiben der Grundſtücke bei Beſitzveränderun⸗ 
gen im Original⸗Stockbuch: - 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 25 Rthlen.: 74 Sgr., 
(Nr. 7621.) 
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bei Beträgen bis 5 Rthlr. einſchließlich jedoch nicht mehr 
als 5 Sgr., 5 
p) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 73 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlrn.: 15 Sgr. 


Dieſe Sätze enthalten zugleich die Abgeltung für die bei dem Ab⸗ und 
Zuſchreiben der Grundſtücke vorkommenden Nebengeſchäfte, insbeſondere auch: 
für die Ausfertigung der Urkunde über den Eigenkhumsübergang und über die 
dabei bedungenen Eigenthumsvorbehalte und eme ade und für 
die Uebertragung der auf dem zuzuſchreibenden Grundſtücke haftenden, im Stock⸗ 
Pfandrechte eingetragenen Sagen behalte Eigenthumsbeſchränkungen und 

andrechte. 

Der Werth mehrerer Grundſtücke, welche zugleich auf ein und denſelben 
Artikel eingetragen werden, wird zuſammengerechnet. 


B. a. Für die Eintragung eines Pfandrechts oder einer Eigenthums⸗ 
beſchränkung (Servitut u. ſ. w.) in das Original⸗Stockbuch, einſchließlich der an 
das Feldgericht ergehenden Weiſung zur Bewirkung des Eintrags in das Duplikat 
des Stockbuchs und aller ſonſt dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: die Sätze zu A. 

b. Für die Eintragung eines Eigenthumsvorbehaltes in das Original⸗ 
Stockbuch, einſchließlich der an das Feldgericht ergehenden Weiſung zur Bewirkung 
des Eintrags in das Duplikat des Stockbuchs und aller ſonſt dabei vorkommen⸗ 
den Nebengeſchäfte: / der Sätze zu A. 

Bei der Eintragung von Eigenthumsvorbehalten ſind die Koſten von dem⸗ 
jenigen Betrage des dadurch pfandrechtlich geſicherten Kaufgeldes zu berechnen, 
welcher ſich nach Abzug der Anzahlung und der mit der veräußerten Sache über⸗ 
gehenden Pfandrechte ergiebt. 


C. Für die e von Ceſſionen in den Anlagen des Stockbuchs / 
einſchließlich der erforderlichen Benachrichtigungen und aller dabei ſonſt vorkom⸗ 
menden Nebengeſchäfte: '/; der Sätze zu A. 


D. Erfolgt die Eintragung deſſelben Rechts (zu B.) gleichzeitig auf meh⸗ 


reren Artikeln, welche in derſelben Gemarkung belegene Grundſtücke (Item) deſſel⸗ 


0 an betreffen, fo werden die dafür beſtimmten Sätze nur einmal 
erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite und jede beſondere Eintra⸗ 
gung nur die Hälfte der Sätze zu A., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 
3 Rihlr., erhoben. Wenn aber der Werth der Grundſtücke, auf welche die weitere 
Eintragung erfolgt, geringer iſt, als derjenige der einzutragenden Poſt, ſo iſt nur 
jener als Maaßſtab für den Koſtenanſatz anzunehmen. 

Die vorſtehend zu A. bis D. gedachten Beſtimmungen kommen auch bei 
den Eintragungen in die Berggegenbücher zur Anwendung. 

Wenn die 1 deſelben Rechts im Berggegenbuche auf verſchie⸗ 
denen Artikeln erfolgt, ſo kommt die Beſtimmung des zweiten Abſatzes zu D. 
in Anwendung. 


E. Für die Ertheilung eines Auszugs aus dem Original⸗Stockbuche 1 
em 
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dem Berggegenbuche ift die Hälfte der zu A. gedachten Sätze zu erheben, jedoch 
nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr., und zwar 1 Tann, wenn der 
Auszug mehrere auf einem oder auf verſchiedenen Artikeln verzeichnete Grundſtücke 
oder Zechen deſſelben Eigenthümers betrifft, oder wenn zugleich die Uebereinſtim⸗ 
mung des Auszugs mit dem Inhalte des Stock- oder Berggegenbuchs beſcheinigt, 
oder die im F. 73. der Naſſauiſchen Bergordnung vom 18. Februar 1857. (Ver⸗ 
ordnungsbl. S. 42.) gedachte Beſcheinigung ertheilt wird. 


F. 1. In den früher Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen, in welchen 
die Geſetze vom 21. Februar 1852., 15. September 1848. und 23. Februar 
1859. (Großherzoglich Heſſiſches Regierungsbl. Nr. 11., Nr. 25. und Nr. 4.) 
zur Anwendung kommen, wird erhoben: 


a) der Koſtenſatz zu A. für die Einſchreibung des Erwerbstitels in das 
Mutationsverzeichniß und die dabei vorkommenden Nebengeſchäfte, ein⸗ 
ſchließlich der Beſtätigung und Ausfertigung der Urkunde, in welcher 
der Erwerbstitel beſteht und der Eintragung des Vermerks, daß die 
Erwerbung eine beſchränkte ſei (Artikel 7. und 17. des Geſetzes vom 
21. Februar 1852.) f 

der Koſtenanſatz zu B. a. für die Verfügung, durch welche die Einſchrei⸗ 
bung eines Mieths⸗ oder Pachtvertrages oder eines Hypothekentitels in 
das 1 einem oder mehreren Ortsgerichten aufgetragen wird, 
einſchließlich der Beſtätigung des Hypothekentitels und der ſonſtigen 
Nebengeſchäfte, insbeſondere auch der Ausſtellung der über geſetzliche 
Sopothetentitel zu ertheilenden Urkunde ($$. 16. 18. 19. und 20. der 
Inſtruktion vom 1. Dezember 1861., Großherzoglich Heſſiſches Regie⸗ 
rungsbl. Nr. 42.). 

Für die Ausſtellung von Theil⸗Obligationen auf den Inhaber 
(Artikel 15. des Geſetzes vom 19. Januar 1859. und $. 10. der In⸗ 
ſtruktion vom 1. Dezember 1861.) find 5 Sgr. für jeden, auch nur an⸗ 
gefangenen Bogen beſonders zu erheben; 
die Hälfte des Koſtenanſatzes zu B. a. für die im Mutationsverzeichniß 
durch die Worte „gehemmt / oder „ſtreitig!“ zu bewirkende Vormerkung 
(Artikel 18. und 33. des Geſetzes vom 21. Februar 1852.), ſowie für 
die Verfügung, durch welche einem oder mehreren Ortsgerichten die Ein- 
ſchreibung einer Vormerkung aufgetragen wird, welche bezweckt? einem 
Hypothekentitel den Altersvorzug zu wahren, die rechtzeitige Löſchung 
einer Hypothek zu erwirken, oder die Löſchung einer Hypothek mit dem 

Eintritt des ihr beigefügten Endtermins zu verhüten ($$. 43. 47. und 

50. der Inſtruktion vom 1. Dezember 1861.) , f 

d) die Hälfte der Sätze B. a., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 

3 Rthlr., für die in dem geg en Mutationsverzeichniß zu bewirkende 
Eintragung eines Erwerbstitels Behufs nachträglicher Vermerkung deſſel⸗ 

ben in dem Grundbuche (Artikel 28. des Geſetzes vom 21. Februar 1852.) / 

für die dem Ortsgerichte zu ertheilende Weiſung wegen nachträglicher Ein⸗ 
tragung derſelben Poſt auf ein ferneres Grundſtück oder wegen Ueber⸗ 
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ee 
ſchreibung einer Hypothek auf einen anderen Gläubiger oder des Vorzugs 


einer Hypothek auf eine andere Hypothek ($$. 25. und 27. der Inſtrut⸗ 


tion vom 1. Dezember 1861.) , 


e) die Hälfte des Satzes zu d.: für die Weiſung des Amtsgerichts an das 
Ortsgericht wegen eines Eintrages in die Fauſtpfand⸗Tabelle ($. 59. des 
Geſetzes vom 23. Februar 1859., $$. 59. 60, der Inſtruktion vom 
1. Dezember 1861.) 


f) für die den Grundbuchs⸗Auszügen beizufügende Beſcheinigung, daß ſeit 
dem letzten Uebertrag des Inhalts des Mutationsverzeichniſſes in das 
Grundbuch ein ſpäterer Eigenthumswechſel in das Mutationsverzeichniß 
nicht eingetragen worden iſt, und für die Verfügungen des Amtsgerichts, 
welche auf die Berichtigung fehlerhafter oder unzulänglich gewordener 
Einträge bei dem Hypothekenbuch ($$. 52. bis 56. der Inſtruktion vom 
1. Dezember 1861.) — auf Ueberſchreibung der Hypothek auf einen 
anderen Schuldner (F. 26. a. a. O.) — auf Ueberſchreibung einer Hypo⸗ 
thek auf einen anderen Unterpfandsgegenſtand in den in F. 23. a. a. O. 
bezeichneten Fällen — oder auf Einſchreibung einer Vormerkung zur Ver⸗ 
hütung der Einſchreibung eines Hypothekentitels ($. 46. a. a. O.) — ge 

richtet iſt, ſowie für eine gemäß Artikel 35. des Geſetzes vom 21. Fe⸗ 

bruar 1852. herbeizuführende Berichtigung eines in einem legaliſirten 

Grundbuche enthaltenen Eintrages ſind Koſten nicht zu berechnen. 


2) In den zum früheren Landgräflichen Amte Homburg gehörig geweſenen 
Landestheilen kommen folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 
Die Hälfte der Sätze zu B. a. wird erhoben: 

a) für die Eintragung der den Uebergang des Eigenthums an Grundſtücken 
betreffenden Rechtsgeſchäfte in das gerichtliche Kontraktenbuch ; 

b) für die Eintragung der Schuld- und Pfandverſchreibungen in das ge 
richtliche Hypothekenbuch, und zwar in den Fällen zu a. und b. ein⸗ 
ſchließlich der Konfirmation und der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte 

e) für die Vermerkung einer Ceſſion in dem gerichtlichen Hypothekenbuche 


einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte wird ein Viertel 
der Sätze zu B. a. erhoben. N 


. Für die Löſchung, beziehungsweiſe für die Anordnung der Löſchung 
der in den Stock-, Hypotheken⸗ oder Berggegenbüchern enthaltenen Eintragungen 
werden Koſten nicht berechnet. 


H. Durch die vorſtehenden Sätze werden die Geſuchs-, Ausfertigungs⸗ 

und Protokollſtempel gen. 5 1 95 ER 
Die in dem zweiten Abſchnitt des Gerichtskoſten⸗Tarifs unter Ziff. II. 
beſtimmten Sätze und die in H. 24. Ziff. 2. des Tarifs beſtimmten Stempel 
beträge werden beſonders erhoben, wenn die dort gedachten Erklärungen oder 
Verträge dc. von dem Amtsgerichte ſelbſt aufgenommen werden. 5 
Bei Anwendung der Koſtenſätze zu A. und F. 1. a. werden, wenn die auf 
Grund nicht vom Amtsgerichte aufgenommener Akte zu ertheilenden gerichtlichen 

Aus⸗ 


Sr mer 
Ausfertigungen — bei mehreren alle zuſammengerechnet — mehr als zwei Bogen 
betragen, für jeden hinzukommenden, auch nur angefangenen Bogen noch 5 Sgr. 
ziuſätzlich erhoben. 

5 Artikel XIII. 


Zu $. 3. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. 

1. Für das Verfahren auf Einweiſung der Erben in den Beſitz eines 
Nachlaſſes werden die Koſten nach den in $. 3. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. 
enthaltenen Beſtimmungen berechnet. 

2. Für eine, außer Verbindung mit einem gerichtlichen Erbeslegitimations⸗ 
oder Nachlaßregulirungs⸗Verfahren aufgenommene Erklärung über die Antretung 
der Erbſchaft werden zwei Drittel der in $. 3. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. 
beſtimmten Sätze erhoben. 


Statt §. 15. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 
3. Für die gerichtliche Erbtheilung ſind zu erheben: 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 3 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 20 Rthlrn.: 5 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 72 Sgr., 
ch von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 73 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlrn.: 74 Sgr. 

Wenn das eingeleitete Erbtheilungsverfahren durch Zurücknahme des An⸗ 
trages beendigt, oder ſoweit daſſelbe nicht durch Rezeß abgeſchloſſen wird, kommt 
von den vorſtehenden Sätzen Ziff. 3. nur die Hälfte zum Anſatz. 

Wenn eine gerichtliche Erbtheilung nicht ſtattfindet, der von den Erben 
über die Theilung des Nachlaſſes errichtete Vertrag aber gerichtlich verlauthart 
wird, fo find die Koſten nach $. 20. des Tarifs in Verbindung mit H. 8. des 
Geſetzes vom 1. Mai 1865. zu erheben. „ 


Artikel XIV. 
Statt $. 16. C. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 
Die Koſtenſätze in §. 43. des Tarifs ſind für die Reviſion und Abhör der 
Vormundſchaftsrechnung nur zur Hälfte zu erheben. 


Artikel XV. 
Zu $. 20. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 
Die Mitglieder der Feldgerichte ſind zur Uebernahme der Steiggeld⸗Er⸗ 
hebungen verpflichtet. Sie erhalten dafür an Gebühren: 
a) bei Beträgen bis zu 500 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 3 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 50 Rthlrn.: 73 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlrn.: 74 Sgr. 
Die angefangenen Beträge werden für voll gerechnet. 
Auszüge, Ausfertigungen und Atteſte der Feld⸗ oder Ortsgerichte, welche 
nach allgemeinen Vorſchriften zum Zwecke der Vornahme eines dem Gerichts- 
Jahrgang 1870, (Nr. 76217622. 27 ko⸗ 


en ee 
koſten⸗Tarif unterworfenen Geſchäfts beigebracht werden müſſen, find, unter An⸗ 
gabe dieſes Zweckes, ohne Verwendung von Skempelmaterialien zu ertheilen. Die 


für ſolche Schriftſtücke erforderlichen Stempelbeträge werden mit den Gerichts⸗ 1 


koſten für das betreffende Geſchäft eingezogen und auf die nach dem Tarif anzu⸗ 
ſetzenden Koſten dergeſtalt angerechnet, daß nur der überſchießende Betrag der 
letzteren zu erheben iſt. 


In Betreff aller anderen feld⸗ oder ortsgerichtlichen Auszüge, Ausfertigun⸗ 


gen und Atteſte, insbeſondere auch derjenigen, welche zu den von den Bür⸗ 
germeiſtern (Ortsgerichten) aufzunehmenden Kauf⸗ und Tauſchnotuln u. ſ. w. 
erforderlich ſind, bewendet es bei den ſtempelgeſetzlichen Vorſchriften. 


Artikel XVI. 


Das gegenwärtige Geſetz findet Anwendung auf alle zur Zeit der Ver⸗ 
Dun Dale hen noch nicht eingeforderten Gerichtskoſten. 
ie in dem gegenwärtigen, ſowie in früher ergangenen Geſetzen oder 
Verordnungen enthaltenen Vorſchriften, durch welche einzelne Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851. und des dazu gehörigen Tarifs abgeändert oder 
ergänzt worden ſind, treten an die Stelle dieſer Beſtimmungen überall da, wo 
auf die letzteren in den Geſetzen, insbeſondere auch in denjenigen vom 11. und 
12. Mai 1851. über die Erhebung der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte, 


verwieſen iſt. 
Artikel XVII. 
Der Juſtizminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Berlin, den 7. März 1870. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7622.) Geſetz, betreffend die Gerichtskoſten im Bezirke des Appellationsgerichts zu 
Kaſſel. Vom 7. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 4 


verordnen, Behufs Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen der Ver⸗ 


ordnung vom 30. Auguft 1867. (Geſetz»Samml. S. 1385.), betreffend den Anſatz | 


und die Erhebung der Gerichtskoſten und der Gebühren der Notare und Rechts 
anwalte in dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen und den vormals Bayeriſchen 
Gebietstheilen, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, mit Zuſtimmung der beiden 
Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 

Art. 


| 
1 
| 


et 
Artikel J. 


Zu F. 11. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 
Die unter 4. Buchſtabe f. enthaltene Beſtimmung bleibt außer Anwendung. 


5 Artikel II. 
Zu $$. 4. und 14. A. der Verordnung vom 30. Au guſt 1867. 
Die Beſtimmung in $. 14. A. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 
wird aufgehoben. 
Die Verfügungen der höheren Behörden, durch welche auf Antrag der 
Betheiligten ein anderes als das geſetzlich zuſtändige Gericht zur Verlautbarung 


des Eheverlöbniſſes ermächtigt wird, ſind koſtenfrei. 


Artikel III. 
Statt Artikel 8. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 

C. Wenn auf kontradiktoriſche Verhandlung erkannt iſt, ſo wird der Satz 
zu A. (Art. 7. des Geſetzes vom 9. Mai 1854.) doppelt erhoben. 

In den nach $$. 37. und 87. der Verordnung vom 24. Juni 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 885.) zu verhandelnden Arreſt⸗, Bau-, Mieths⸗, Poſſeſſorien⸗ 
und Wechſelſachen wird jedoch der Satz unter A. (Art. 7. des Geſetzes vom 
9. Mai 1854.) nur um die Hälfte erhöht; ebenſo in allen Prozeßſachen, welche 
vor die et gehören, wenn in erſter Inſtanz auf kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung erkannt oder in höherer Inſtanz der Rekurs eingewendet und erſt nach 
Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolgt iſt. 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarifs. 

Der gleiche Satz kommt in den hier beſonders benannten Arten des Ver⸗ 
fahrens auch dann zur Anwendung, wenn daſſelbe nicht als ein prozeßrichterliches 
behandelt wird, und unter derſelben Vorausſetzung auch in dem Verfahren auf 
Wahnſinnigkeits⸗, Blödſinnigkeits⸗ und Prodigalitäts⸗Erklärung. 


e Artikel V. 
Statt $. 8. A. der Verordnung vom 30, Auguſt 1867. 
A. In dem Verfahren, betreffend die Zwangsverſteigerung von Immo⸗ 
bilien, wird erhoben: a 
1) für das ganze Verfahren bis zur Abfaſſung des Zuſchlagsbeſcheides, 
dieſen ausgeſchloſſen: 
a) von dem Betrage bis 500 Rthlr. einſchließlich von je 50 Rthlrn.: 
1 Rthlr.; 
b) von dent Mehrbetrage bis 2000 Rihlr. einſchleßlich von fe 
100 Rthlrn: 25 Sgr., en 
e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 500 Rthlrn: 
1 Rthlr. 15 Sgr., f 
d) von dem Mehrbetrage von je 1000 Km; 1 Rthlr. 15 Sgr., 


(Nr. 7622.) 2) wenn 


a 


22) wenn der Antrag auf Subhaſtation zurückgenommen oder das Verfahren 
ſiſtirt wird: 4 
a) nach Erkennung der Subhaſtation, jedoch vor Abgang der Pro⸗ 4 
klamata ½, —5 
b) nach Abgang der Proklamata, jedoch vor Abhaltung des dritten 
Verſteigerungstermins ½ der vorſtehend beſtimmten Sätze / 

3) für die nach Abhaltung der drei erſten Verſteigerungstermine fortgeſetzte 
Subhaſtation / des ganzen Satzes zu 1., und zwar für jeden ferneren 
wirklich abgehaltenen Steigerungstermin 

4) für den Zuſchlagsbeſcheid und alle auf Grund deſſelben zu erlaſſenden 
Verfügungen: 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. einſchließlich von je 10 Rthlrn.: 


7 Sgr. 
b) 5 — dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich von je 50 Rthlrn.; 


gr. / | 
c) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. einſchließlich von je 
100 Rthlrn: 5 Sgr. 

Neben den unter Nr. 4. beſtimmten Sätzen wird noch der Betrag 
des nach den Vorſchriften der Stempelgeſetze zu berechnenden Werth. 
ſtempels erhoben. 

Für die auf Grund des Zuſchlagsbeſcheides zu veranlaſſende Ein⸗ 
tragung des Eigenthumsüberganges in das General⸗Währſchafts⸗ und 
Hypothekenbuch find die Koſten nach 8 11. der Verordnung vom 
30. Auguſt 1867. beziehungsweiſe Artikel VIII. dieſes Geſetzes beſonders 
zu berechnen. a 5 

Die Eintragung der vom Erſteher übernommenen Pfandrechte, 
ingleichen eines Vermerkes zur Sicherung des Zuſchlagspreiſes, ſowie 
deſſen ſpätere Löſchung erfolgt koſtenfrei. 4 
g Wird auf ein eingelegtes Rechtsmittel der Zuſchlagsbeſcheid in der 
höheren Inſtanz aufgehoben und der Zuſchlag verſagt, ſo bleiben die für 
den Zuſchlagsbeſcheid und für die Eintragung des Eigenthumsüberganges 
in das General⸗Währſchafts- und Hppothekenbuch berechneten Koſten 
und Stempel außer Anſatz 
für die gerichtliche Vertheilung oder Ueberweiſung der Kaufgelder an die 
Berechtigten, einſchließlich der Verhandlungen, welche die Erlegung der 
Kaufgelder betreffen, und der auf Grund der letzteren zu ertheilenden 
Ausfertigungen, ſowie der Löſchung der vom Erſteher nicht übernomme⸗ 
nen Pfandrechte: N 

von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 10 Sgr. 
von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 3 Sgr. 
von 1558 Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rihlın.: 

5 3 0 


5 


— 


. 
von dem Mehrbeteage von je 100 Rthlrn.: 5 Sgr. 1 
Für den Fall, daß die Kaufgelder zur Tilgung der wer 5 
y⸗ f Al 


2 
| 
1 
E 
N 


Hypothekenforderungen ausreichen und alſo ein beſonderes Vertheilungs⸗ 
verfahren nicht zur Einleitung gelangt, iſt nur die Hälfte dieſer Sätze 
zu liquidiren. f i a 
6) Für die in dem Vertheilungsverfahren nach SS. 14. ff. des Kur⸗ 
heſſiſchen Geſetzes vom 24. Juli 1834. vorkommende beſondere Feſtſtel⸗ 
lung der Liquidationen der Gläubiger und die Erörterung der unter den⸗ 
ſelben entſtehenden Streitigkeiten über das Vorrecht ſind die Koſten nach 
Maaßgabe der Anordnungen in $. 9. Nr. 1. der Verordnung vom 
30. Auguſt 1867. und der Zuſatzbeſtimmungen in Artikel VI. des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes zu berechnen. . 
7) Im Falle der Einlegung von Rechtsmitteln gegen das Erkenntniß über 
die Rangordnung oder gegen Erkenntniſſe, welche im Liquidationsverfahren 
ergangen find, finden die Beſtimmungen in 9. 9. Nr. 2. der Verordnung 
vom 30. Auguſt 1867. Anwendung. 
Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Immobilien 
zur Subhaſtation gezogen werden, ſo ſind die Sätze zu 1. 2. 3. und >, 
nach der Summe des Werthes der zur Subhaſtation geſtellten Sachen, 
die Sätze zu 4. aber nach der Summe des Werthes der jedem einzelnen 
Erſteher zugeſchlagenen Gegenſtände zu berechnen. 
Dieſer Werth iſt nach dem Meiſtgebote, wenn es aber nicht zur 
Lizitation kommt, nach der Schätzung zu beſtimmen. Erreicht das Meiſt⸗ 
gebot nicht zwei Drittel des Taxwerthes, fo iſt bei Berechnung der Sätze zu 
1. 3. und 4. der letztere Betrag — zwei Drittel des Tarwerthes — zum 
Grunde zu legen. Soweit in dem letzteren Falle das Kaufgeld zur Be⸗ 
richtigung der aus der Maſſe vorweg zu entnehmenden, durch Koſten⸗ 
vorſchuß nicht gedeckten Koſten unzureichend it, bleibt. der Käufer für 
den überſchießenden Betrag derſelben verhaftet. 


Artikel VI. 
Zu H. 9. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 

Für die Erörterung der unter den Gläubigern entſtehenden Streitigkeiten 
über das Vorrecht werden die Koſten wie im gewöhnlichen Prozeß von den ſtrei⸗ 
tenden Theilen erhoben. 

Wenn über das Vorrecht geſtritten wird, ſo iſt der Streitgegenſtand nach 
dem Betrage der Forderung, deren Vorzugsrecht angefochten wird, oder bei ge⸗ 
ringerer Höhe der Forderung, für welche das Vorrecht beanſprucht wird, nach 
dem Betrage der letzteren zu beſtimmen. Ueberſteigt der Werth der hiernach in 
Betracht kommenden Forderung die Summe von 60 Rthlrn., jo iſt der Streit- 
gegenſtand als unſchätzbar anzunehmen. i 


Statt $. 9. Nr. 3. und 4. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 
3) Für die Konſtituirung der Aktivmaſſe, einſchließlich der Depoſitalverwal⸗ 
tung, des Diſtributionsbeſcheides und der Diſtribution, jedoch ausſchließ⸗ 
lich der Koſten der Auktion, ſind zu erheben von demjenigen Betrage 
der Maſſe, welcher den Koſtenſätzen für Sequeſtrationen ($. 13. des 
Gr. 7622.) N Ta⸗ 


oe 


Verordnung vom 30. Auguſt 1867.) nicht unterworfen ift: 


a) von dem Betrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 15 Sgr.; 1 


b) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 
23 Rihlr. ) 


e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlrn. 


1 Rthlr. ; 
d) von dem Mehrbetrage von je 100. Rthlrn.: 15 Sgr. 
4) Für die Konſtituirung der Paſſivmaſſe im Allgemeinen, einſchließlich des 
Artheils über die Rangordnung und deſſen Verkündung, find zu erheben: 
a) drei Viertheile der unter Nr. 3. gedachten Sätze von der nach Ab⸗ 
findung der Vindikanten und Separatiſten unter die Konkurs⸗ und 
Maſſegläubiger zu vertheilenden Maſſe. 

Der Exlös der zur Maſſe gehörigen Immobilien kommt 
dabei nur in Höhe des nach Berichtigung der Forderungen der 
0% ſich ergebenden Ueberſchuſſes in An⸗ 
ſchlag / 

b) die in Artikel V. unter Nr. 5. beſtimmten Sätze von dem zur 
Berichtigung der Forderungen der Immobiliar⸗Pfandgläubiger er⸗ 
forderlichen Betrage des Erlöſes der Grundſtücke. 


Artikel VII. 


Statt $. 23. des Tarifs und Artikels 16. Nr. 3. Abſatz 1. 
des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 


G. Für freiwillige Subhaſtationen wird der Satz zu A. (F. 16. des Tarifs) 
23 fach erhoben. 
5 Für jede fortgeſetzte Lizitation wird der Satz zu A. (daſelbſt) beſonders 
erhoben. 
Wenn die freiwillige Subhaſtation vor Abhaltung des Steigerungstermins 
en wird, fo iſt die Hälfte des Satzes zu A. ($. 16. des Tarifs) zu 
erheben. 


8 Artikel VIII. 
Statt $. 11. A. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


A. Für die Eintragung des Eigenthumsübergangs in das General⸗ 
Währſchafts⸗ und Hypothekenbuch, einſchließlich der Uebertragung etwaiger aus 
der Zeit der früheren Eigenthümer darauf ruhenden Pfandrechte und aller ſon⸗ 
ſtigen dabei vorkommenden Nebengeſchäfte, iſt zu erheben: 

von dem Betrage bis 5 Rthlr. einſchließlich: 5 Sgr., 
von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 25 Rthlrn.: 7 Sgr. 6 Pf., 
von he Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 7 Sgr. 


von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlrn: 15 Sgr. 
3. Den 


Fault und Subhaſtationen (Artikel V. dieſes Geſezes. und . 8. O. de 


Der Werth mehrerer Grundſtücke, welche auf Grund ein und derſelben 
Urkunde von Einem Folium auf Ein anderes Folium übertragen werden, wird 
bei Berechnung der Koſten zuſammengerechnet. 


Zu $. 11. B. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Bei Eintragung von Eigenthumsvorbehalten ſind die Koſten von dem⸗ 
jenigen Betrage des dadurch bfandrechllich geſicherten Kaufgeldes zu berechnen, 
welcher ſich nach Abzug der Anzahlung und der mit der veräußerten Sache über⸗ 
gehenden Pfandrechte ergiebt, jedoch nur zur halben Höhe der Sätze zu §. 11. B. 
der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


Statt $. 11. C. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


C. Für die Eintragung von Ceſſionen und anderen auf die Perſon des 
Pfandgläubigers oder die eingetragene Forderung ſelbſt bezüglichen Veränderungen 
und Vermerken wird erhoben: 


die Hälfte der Sätze zu B., jedoch nicht unter 5 Sgr. 


Statt $. 11. D. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


D. Erfolgt die Eintragung (u B. oder C.) gleichzeitig auf mehreren 
Folien, welche in demſelben Gemeindebezirke belegene Grundſtücke deſſelben Eigen⸗ 
thümers betreffen, ſo werden die dafür beſtimmten Sätze nur einmal erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite und jede beſondere Eintra⸗ 
gung nur die Hälfte der Sätze zu B. oder O. jedoch nicht unter 5 Sgr. und 
nicht über 3 Rthlr., erhoben. Wenn der Werth der Grundſtücke, auf welche die 
weitere Eintragung erfolgt, geringer iſt, als der der einzutragenden Poſt, ſo iſt 
nur jener als Maaßſtab für den Koſtenanſatz anzunehmen. 


Statt $. 11. G. 1. und 2. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


G. Für Ertheilung eines vollſtändigen Hypothekenſcheins, einſchließlich 
der gleichzeitigen Ertheilung von Atteſten über die Schätzung eines Grundſtücks 
und über die Befugniß des Beſitzers, über daſſelbe zu verfügen, ingleichen für 
Erneuerung mortiſtzirter Dokumente iſt die Hälfte der Sätze zu B. zu erheben, 
jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr.; für jede ſonſt, auf Grund 
des General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbuchs m ertheilende Beſcheinigung 5 
des Satzes zu B., jedoch nicht unter 23 Sgr. und nicht über 2 Rthlr. 


Zu F. 11. H. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 


In denjenigen Bezirken, in welchen die Beſtimmungen des Titels V. der 
Hanauer Untergerichts⸗Ordnung vom 2. Januar 1764. gelten, kommen folgende 
Beſtimmungen zur Anwendung. 

Die Hälfte der Sätze zu B. wird erhoben: 

a) für die Eintragung einer Urkunde, welche den Uebergang des Eigenthums 
an unbeweglichen Sachen betrifft, in das Kontraktenbuch / 
(Nr, 7622.) b) für 


se 


b) für die Eintragung einer Pfandverſchreibung in das gerichtliche Protokoll⸗ 
buch (Hypothekenprotokoll ) / a 
und zwar in den Fällen zu a. und b. einſchließlich der Konfirmation und der 
ſonſt dabei vorkommenden Nebengeſchäfte. 

Für die Eintragung einer Ceſſion oder ſonſtigen Veränderung in das ge⸗ 
richtliche Protokollbuch (Opothekenprotokolh einſchließlich der dabei vorkommen⸗ 
den Nebengeſchäfte, wird 4 der Sätze zu B. erhoben. 

Für die Löſchung (Kaſſirung) im gerichtlichen Protokoll werden Koſten 
nicht berechnet. 

Artikel IX. 


Das gegenwärtige Geſetz findet Anwendung auf alle zur Zeit der Ver⸗ 
kündung deſſelben noch nicht eingeforderten Gerichtskoſten. 

Die in dem gegenwärtigen, ſowie in früher ergangenen Geſetzen oder Ver⸗ 
ordnungen enthaltenen Vorſchriften, durch welche einzelne Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851. und des dazu gehörigen Tarifs abgeändert oder 
ergänzt worden ſind, treten an die Stelle dieſer Beſtimmungen überall da, wo 
auf letztere in den Geſetzen, insbeſondere auch in denjenigen vom 11. und 
12. Mai 1851. über die Erhebung der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte, 
verwieſen ift. - 


Artikel X. 
Der Juſtizminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Ca mphauſen. n : 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterlums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


